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Die Linzer Bürgermeister-Stichwahl
und die Frage der Mobilisierung
SP-Kandidat Dietmar Prammer will keine Anti-Kickl-Kampagne führen
VON JULIA POPOVSKY

LINZ. Nach der Wahl ist vor der
Wahl: Punkt sechs Uhr früh fand
der Linzer Bürgermeisterwahl-
kampf von Dietmar Prammer am
Montag seine Fortsetzung. Der SP-
Kandidat und geschäftsführende
Vizebürgermeister warb bei einer
Flyeraktion um Stimmen für die
Stichwahl am26. Jänner. SeinGeg-
ner dort ist mit Stadtrat Michael
Raml der freiheitliche Kandidat.
Für die Blauen ist das in Linz eine
Premiere. Prammer kam imersten
Wahlgang auf 40,2 Prozent, Raml
auf 20,2 Prozent.

Einen Anti-Kickl-Wahlkampf
vor dem Hintergrund der blau-
schwarzen Koalitionsverhandlun-
gen im Bund wird Prammer nicht
führen. „Ichwill einBürgermeister
für alle Linzer sein und nicht mit
Spaltung arbeiten“, möchte er die
freiheitlichen Wähler nicht aus-
grenzen. Wie Raml nennt Pram-
mer die Wählermobilisierung als
Herausforderung und Ziel für die
kommenden zwei Wochen.

Potenzial sieht Raml im Nicht-
Wähler-Lager und bei enttäusch-
ten ÖVP-Anhängern. Besonderes
„Wahlkampfgebiet“ ist für die
Blauender Linzer Süden. Einer der
dortigen Sprengel zählt zu jenen,
die Raml für sich entscheiden
konnte. (Detailanalysen zu Spren-
gelergebnissen und Wählerströ-
men auf nachrichten.at/linz)

Außertourlicher Wahlgang
Die Wahlbeteiligung lag im ersten
Durchgang am Sonntag bei 42,2
Prozent – und damit um 15,3 Pro-
zentpunkte niedriger als bei der
Bürgermeisterwahl 2021. Damals
wurdezeitgleichder Landtag- und
Gemeinderat gewählt. Das war
diesesMalnichtderFall. Inder rot-
schwarzen Stichwahl sank die Be-
teiligung 2021 auf 30,3 Prozent.
11.811 Wahlkarten wurden für
den Urnengang am Sonntag aus-
gegeben. 2021 waren es beim ers-
ten Wahlgang 28.848 Stück.

Die niedrige Wahlbeteiligung
sei kein Linz-Spezifikum, betont
Prammer. Er führt diese unter an-
deremdarauf zurück, dass es sich
um eine außertourliche „Zwi-
schenwahl“ handelt. Nötig wurde
diese durch den Rücktritt seines
ParteikollegenKlaus Luger infolge
der LIVA-Affäre.

in Salzburg gewesen. Dort lag die
Wahlbeteiligung bei der Bürger-
meister-Stichwahl bei knapp 47
Prozent.

DieseEntwicklungseiAusdruck
einer gewissen Wahlmüdigkeit
und Politikverdrossenheit, sagt
die Geschäftsführerin des IFES-In-
stitutes für empirische Sozialfor-
schung. Hinzu komme ein Ohn-
machtgefühl – in dem Sinne, dass
der Eindruck bestehe, dass natio-
nale Politiker aktuelleKrisennicht
beeinflussen könnten.

Einen dämpfenden Effekt sieht
sie in Linz zudem darin, dass
„nur“ der Stadtchef gewählt wird,
gleichzeitig hätten sich die jüngs-
ten bundespolitischen Ereignisse
ausgewirkt. Ihr Fazit: „Das Pro-
blem ist nicht organisatorischer,
sondern motivatorischer Natur.“

Für die Stichwahl in zwei Wo-
chen erwartet die gebürtige Linze-
rin dennoch eine höhere Wahlbe-
teiligung. Sie macht das am Bei-
spiel der Bundespräsidentenwahl
und demDuell Alexander Van der
Bellen gegen den Freiheitlichen
Norbert Hofer im Jahr 2016 fest.
Dort gaben in der Stichwahl mehr
Menschen ihre Stimme ab als im
ersten Wahlgang. Warum?

„Eine Richtungsentscheidung
ist immer emotionaler aufgela-
den“, sagt Zeglovits. Das könnte
sich beim rot-blauen Duell in Linz
nun wiederholen.

Prammer ortet auch eine hohe
ZufriedenheitmitderStadtpolitik.
Denn gebe es eine solche nicht,
hätten sich viel mehr Menschen
mit ihrer Stimme dafür engagiert,
einenWechselherbeizuführen, ar-
gumentiert er.

Anders sieht das sein Heraus-
forderer Raml. Dieser führt die
Wahlverdrossenheit mitunter auf
dieAbwendungderLinzervonder
Stadtpolitik zurück. Der LIVA-
Skandal habe, so Ramls Einschät-
zung, zu einem großen Frust ge-
führt. Gleichzeitig hat der FP-Kan-
didatausGesprächenmitWählern
den Eindruck gewonnen, dass es
Probleme bei der Postzustellung
der Wahlinformationen gegeben

habe. Auch seitens des Magistrats
wird von Beschwerden berichtet.
Die Post weist diese Kritik zurück:
Alle rund 150.000 Wahlinforma-
tionen seien „entsprechend und
rechtzeitig“ zugestellt worden.

Politikverdrossenheit
Als „durchaus ungewöhnlich“ be-
zeichnet die Politikwissenschaft-
lerin Eva Zeglovits die niedrige
Wahlbeteiligung in Linz. Üblicher-
weise sei diese bei Bürgermeister-
wahlen höher, da dasMotiv „Es ist
egal, wer es wird, das hat mit mei-
nemLebennichtszu tun“hiernor-
malerweise nicht durchschlage.

Einzelfall sei Linz aber keiner,
ähnlich sei die Situation im März

Die Kandidaten von SPÖ und FPÖ, Dietmar Prammer (li.) und Michael Raml (re.), jubelten am Sonntag. Foto: Weihbold

Die Wahlbeteiligung lag im ersten
Wahlgang bei 42,2 Prozent. Foto: Kerschi

„Die niedrigeWahlbeteili-
gung ist ungewöhnlich.

Für die Stichwahl erwarte
ich, dass sie steigt. Eine
Richtungswahl ist immer
emotionaler aufgeladen.“

❚ Eva Zeglovits,
Politikwissenschaftlerin
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Politische Unsitte

D er Ton war unerwartet
harsch: Die Salzburger FP-
Chefin Marlene Svazek

warf der künftigen VP-Landes-
hauptfrauKaroline EdtstadlerHär-
te, Kälte, Empathielosigkeit vor.

Es stimmt, dass Edtstadler nicht
für den Salzburger Landtag kandi-
diert hat, sie war Salzburger Spit-
zenkandidatin bei der National-

Es werden Parteien, nicht
Personen gewählt

ratswahl. Doch das Argument,
dass sie deshalb nicht Landes-
hauptfrau werden kann, ist hane-
büchen. Christian Kern wurde als
Quereinsteiger SP-Kanzler. Zahl-
reicheMinister und Landesräte ha-
ben nie für eine Partei kandidiert.

Es ist eine Unsitte in der Politik
geworden, immer häufiger auf per-
sönlicherstattpolitischerEbenezu
argumentieren. Die ÖVP hat dies
besonders vorgelebt:Nichtmit der
Kickl-FPÖ, nicht mit Leonore Ge-
wessler von den Grünen, nichtmit
der Babler-SP. Wie man sieht, ist
das Nein zu Kickl nicht zu halten.

Wir wählen nicht den Kanzler,
wir wählen nicht die Landeshaupt-
frau,wirwählenParteien,dieMehr-
heiten zustande bringen müssen.
DiehartenTönebeschleunigendie
Abnützung in der Politik.

Pflege: Ferihumer
wird Chefin neuer
Managementfirma

LINZ. Seit Montag ist
es fix: Die neu ge-
gründete Pflege-
und BetreuungsMa-
nagement GmbH
des Landes Oberös-
terreich zur Entlas-
tung der Sozialhil-

feverbände bekommt eine Ge-
schäftsführerin. Anna Ferihumer
hat sichunter32Bewerberndurch-
gesetzt. SiewurdenacheinemHea-
ring der bestgereihten Kandidaten
von der vierköpfigen Auswahljury
erstgereiht und wird ihre Funktion
mit Mitte Februar antreten.

Seit 2021 im Sozialressort tätig
Ferihumer ist die Materie nicht
fremd: Sie ist seit 2021 im Sozial-
landesratsbüroReferentin für Pfle-
ge und Soziales und hat im Sozial-
ressort zahlreiche zentrale Projek-
te wie die Fachkräftestrategie Pfle-
ge betreut.

„DieDemografiewird uns in den
nächstenJahrennichtschonen.Mit
der Pflege- und BetreuungsMana-
gementGmbHwollenwirdieserge-
sellschaftlichen Herausforderung
aktiv begegnen“, sagt sie. Priorität
habe der rasche Strukturaufbau
derGmbHunddiedringliche Frage
der Personalgewinnung. Die neue
Gesellschaft – sie wird vorerst im
Landesdienstleistungszentrum
angesiedelt – soll die 15 Sozialhil-
feverbände entlasten, unter ande-
rem in der Frage des internationa-
len Personalrecruitings.

GratulationenzuFerihumersBe-
stellung gab es u. a. von Soziallan-
desratChristianDörfel (VP)undBe-
zirkshauptmann Alois Lanz, Spre-
cher der Sozialhilfeverbände.

(Land/Mayrhofer)

1.307.510 dürfen in
Niederösterreich wählen
NIEDERÖSTERREICH. Bei den nieder-
österreichischen Kommunalwah-
len in 568 Gemeinden sind am 26.
Jänner 1.307.510 Menschen
stimmberechtigt. Das sind um
165.522 weniger als vor fünf Jah-
ren. Begründet liegt das darin,
dass jene, die nur einen Zweit-
wohnsitz in einer der Gemeinden
haben, nicht mehr wählen dürfen.
Einzig die ÖVP tritt in allen Ge-
meinden an, sie lag 2020 in 440
Gemeinden auf Platz eins, in 402
schaffte sie eine absolute Mehr-
heit. Die SPÖ gewann in 116 Ge-
meinden (Absolute gab es in 81
davon). Insgesamt werden am 26.
Jänner 11.821 Mandate vergeben.

ÜBERBLICK„Die Situation ist eben, wie sie ist“
Landeshauptmann Stelzer (VP) über Koalitionsverhandlungen und Standort
LINZ.ZweiJahreRezessionhabenin
Oberösterreich Spuren hinterlas-
sen. Die abgeflaute Konjunktur ge-
paart mit hohen Energie- und Per-
sonalkosten schlage im Bundes-
land voll durch, berichtete Landes-
hauptmann Thomas Stelzer (VP)
beim wirtschaftspolitischen Jah-
resauftakt. Gemeinsam mit Tho-
mas Oberholzner, Leiter der KMU-
Forschung, und Alexander Knou-
rek, Vorstandsmitglied des Unter-
nehmens Frauscher Sensortech-
nik, sprachStelzerüberHerausfor-
derungen, die es heuer zu bewälti-
gen gilt.

Der Fokus müsse vor allem auf
Wachstum gelegt werden – das sei

die „beste Form der
Sozialpolitik“. Es
brauche auch Inno-
vationen: „For-
schung und Ent-
wicklung sind als
Priorität zu begrei-
fen.“ Auch deshalb

investiere das Land heuer dafür
117MillionenEuro–die „Lücke“zu
den USA und China soll geschlos-
sen werden.

Auf Kurs befinde man sich in
puncto Klimaneutralität 2040. Be-
reits 39 Prozent des oberösterrei-
chischen Energieverbrauchs wür-
den von erneuerbaren Energieträ-
gern abgedeckt werden. Weiterhin

wichtig sei die Unterstützung für
kleine und mittlere Unternehmen
(KMU): Diese würden das „Rück-
grat der Wirtschaft“ bilden.

Schnell Lösungen präsentieren
Zu den laufenden Verhandlungen
der Volkspartei mit den Freiheitli-
chen imBundsagte Stelzer, dass es
wichtig sei, Lösungenzupräsentie-
ren. Neuwahlen würden dem Land
Schaden zufügen. Dass es inner-
halb der Partei kritische Stimmen
bezüglich einer Koalition mit der
FP gebe, räumte er ein: „Es wäre
schlecht, wenn es keine kritischen
Stimmen geben würde.“ Die Situa-
tion sei, „wie sie eben ist“. (fep)
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